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Das Bundeskartellamt hat am 6.10.2020 die Ergebnisse seiner Sektoruntersuchung zu Nutzerbewertungen im Internet vorge-

stellt. Im Rahmen der im Mai 2019 eingeleiteten Ermittlungen hat die Behörde über 60 große Internet-Portale befragt, die Nut-

zerbewertungen aus 16 Branchen anzeigen, sowie zahlreiche andere Marktteilnehmer zu Stellungnahmen aufgefordert. Der Be-

richt des Bundeskartellamtes beschreibt, welche Praktiken verbreitet sind und wie Fake-Bewertungen zustande kommen kön-

nen. Die Untersuchung habe gezeigt, dass viele Portale deutlich mehr gegen die Veröffentlichung gefälschter Bewertungen tun

könnten. Die meisten Portale verwenden bislang lediglich Wortfilter oder verlassen sich auf nachträgliche Meldungen von auf-

fälligen Bewertungen. Nur wenige einzelne Portale nutzen bereits ausgefeilte Methoden desMachine Learning, setzen die Meta-

daten der Bewertungsverfasser ein oder führen vorab Authentizitätsprüfungen durch, um wirksam gegen gefälschte Bewertun-

gen vorzugehen (s. PM BKartA vom 6.10.2020). Bei den im Rahmen der Sektoruntersuchung des Bundeskartellamts aufgedeck-

ten Missständen handele es sich unzweifelhaft um Verstöße gegen das Lauterkeitrecht. Da das Bundeskartellamt im Verbrau-

cherschutz zwar über Aufklärungs-, nicht aber über Durchsetzungsbefugnisse verfüge, müssen diese von den Marktteilnehmern

selbst oder über den Zivilrechtsweg behoben werden. Insbesondere die Portale als die Betreiber der Bewertungssysteme hätten

die Möglichkeit, gegen die dargestellten Missstände vorzugehen und sollten für die von ihnen dargestellten Bewertungen deut-

lich mehr Verantwortung übernehmen, so das Fazit des BKartA in einem neuen Beitrag zur Schriftenreihe „Wettbewerb und Ver-

braucherschutz in der digitalen Wirtschaft“. Wettbewerbs-, Marken- und Wettbewerbsverfahrensrecht sind Gegenstand der

37.Heidelberger Wettbewerbstage, die in diesem Jahr als Hybrid-Veranstaltung – digital und analog – am 22./23.10.2020 im

Heidelberger Schloss stattfinden. Weitere Informationen und Anmeldung unter https://veranstaltungen.ruw.de/veranstaltun

gen/wettbewerbsrecht/37-heidelberger-wettbewerbstage

Dr. Martina Koster,

Ressortleiterin
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Entscheidungen
EuGH: Anlasslose Vorratsdatenspeicherung

generellunzulässig

Mit Urteilen vom 6.10.2020 hat der EuGH in der

Rs. C-623/17 und den verbundenen Rs. C-511/

18, 512/18 und 520/18 entschieden, dass die an-

lasslose und zeitlich unbegrenzte Vorratsdaten-

speicherung generell unzulässig ist. Jedoch ver-

bleibt den nationalen Gesetzgebern die Mög-

lichkeit, Ausnahmen zur Bekämpfung schwerer

Kriminalität oder für den Fall einer gegenwärti-

gen oder bevorstehenden Bedrohung der natio-

nalen Sicherheit vorzusehen. Dem Vernehmen

nach will die deutsche EU-Ratspräsidentschaft

die Vorratsdatenspeicherung vorantreiben und

im Ministerrat eine neue Arbeitsgruppe einset-

zen, die sich mit weiteren Anläufen für eine EU-

weite Überwachung von Nutzerspuren befassen

soll.
(PMEuGHNr. 123/29vom6.10.2020; heiseonlinevom4.10.2020).

BGH: Bierkartell – verbotene Abstimmung

durch Informationsaustausch – Auswirkung

auf das Marktverhalten – widerlegbare Kau-

salitätsvermutung

a) Der Tatbestand der aufeinander abgestimm-

ten Verhaltensweise ist zweigliedrig; er verlangt

neben einem Abstimmungsvorgang (Fühlung-

nahme) eine tatsächliche Verhaltensweise im

Sinne einer praktischen Zusammenarbeit auf

dem Markt, das heißt ein konkretes Marktverhal-

ten in Umsetzung der Abstimmung. Typisches

Mittel einer verbotenen Abstimmung ist der

Austausch von Informationen über wettbe-

werbsrelevante Parameter mit dem Ziel, die Un-

gewissheit über das zukünftige Marktverhalten

des Mitbewerbers auszuräumen.

b) Im Kartellzivil- und -verwaltungsverfahren

spricht eine tatsächliche Vermutung dafür,

dass eine Abstimmung durch Informationsaus-

tausch das Marktverhalten der beteiligten Un-

ternehmen beeinflusst. Diese Vermutung hat

ihren sachlichen Grund in dem Erfahrungssatz,

dass ein Unternehmen Kenntnisse über beab-

sichtigtes oder erwogenes Marktverhalten ei-

nes Mitbewerbers regelmäßig bei der Bestim-

mung des eigenen Marktverhaltens berück-

sichtigt.

c) Die – potentiell starke – Indizwirkung dieses

Erfahrungssatzes ist auch bei der Beweiswürdi-

gung im Kartellbußgeldverfahren zu beachten.

Vermag sich das Tatgericht nicht von einem

Kausalzusammenhang zwischen Abstimmung

und Marktverhalten zu überzeugen, erweist

sich die Beweiswürdigung grundsätzlich als

lücken- und damit rechtsfehlerhaft, wenn der

Erfahrungssatz in den Urteilsgründen nicht er-

örtert ist.

d) Der Tatbestand der aufeinander abgestimm-

ten Verhaltensweise fasst den Abstimmungsvor-

gang und die hierauf beruhende Verhaltenswei-

se im Sinne einer praktischen Zusammenarbeit

auf dem Markt zu einer Bewertungseinheit als

Unterfall der tatbestandlichen Handlungseinheit

zusammen. Solange das Marktverhalten fortdau-

ert, ist die Tat nicht im Sinne des § 31 Abs. 3

OWiG beendet.

BGH, Beschluss vom 13.7.2020 – KRB 99/19
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2020-2305-1

unterwww.betriebs-berater.de

 Die Entscheidung wird in einer der kommen-

den Ausgaben des Betriebs-Berater von Kleine

kommentiert.

BGH: Teilweise Erfüllung einer Räumungs-
verpflichtung des Schuldners durch den In-
solvenzverwalter als Insolvenzforderung
Stellt die Räumungspflicht des Mieters nur eine

Insolvenzforderung dar, begründet eine teilwei-

se Räumung durch den Insolvenzverwalter keine

Masseverbindlichkeit.

Entfernt der Insolvenzverwalter eine Einrichtung,

die der Schuldner mit der Mietsache verbunden

hat und die im Eigentum des Schuldners steht,

stellt die Pflicht zur Instandsetzung der Sache in

den vorigen Stand keine Masseverbindlichkeit

dar, wenn der Insolvenzverwalter dabei den Rah-

men einer teilweisen Erfüllung der Räumungs-

pflicht nicht überschreitet.

BGH, Urteil vom 17.9.2020 – IX ZR 62/19
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2020-2305-2

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Freiwilliger Besitzverlust bei Überlas-
sung eines Kfz zu unbegleiteter Probefahrt
a) Ein Kaufinteressent, der eine Probefahrt mit

einem Kraftfahrzeug unternimmt, ist nicht Be-

sitzdiener des Verkäufers.

b) Die Überlassung eines Kraftfahrzeugs durch

den Verkäufer zu einer unbegleiteten und auch

nicht anderweitig überwachten Probefahrt eines

Kaufinteressenten auf öffentlichen Straßen für

eine gewisse Dauer (hier eine Stunde) ist keine

Besitzlockerung, sondern führt zu einem freiwil-

ligen Besitzverlust.

c) Wird das Fahrzeug in einem solchen Fall nicht

zurückgegeben, liegt daher kein Abhandenkom-

men im Sinne des § 935 BGB vor.

BGH, Urteil vom 18.9.2020 – V ZR 8/19
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2020-2305-3

unterwww.betriebs-berater.de
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